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Vorwort 

Die Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer hat in der Zeit 
vom 27.-29. September 1961 eine internationale verwaltungswissen-
schaftliche Arbeitstagung über "Aktuelle Probleme des öffentlichen 
Haushalts in der Gegenwart" veranstaltet, an der etwa 100 Gelehrte 
und Praktiker des In- und Auslandes teilgenommen haben. Die beiden 
einleitenden Vorträge, die Kurzberichte und die Übersichten über die 
Diskussionsbeiträge werden in diesem Band der "Schriftenreihe der 
Hochschule Speyer" publiziert, um weiterführende Arbeiten anzuregen 
und die erstrebte Reform des Haushaltswesens in der Bundesrepublik 
Deutschland zu fördern. 

Die konservativen Vorstellungen der Reichshaushaltsordnung sind 
durch staatswirtschaftliche, staatsrechtliche, konjunkturpolitische und 
haushaltsrechtliche Erörterungen ebenso aufgelockert worden wie durch 
die Erfahrungen des In- und Auslandes auf diesem Gebiet. Dabei hat 
sich die Aussprache unter den Repräsentanten aus neun Nationen als 
recht fruchtbar erwiesen. Vielleicht werden doch noch die vom Bundes-
finanzministerium zurückgehaltenen Entwürfe zur Haushaltsreform von 
Sachverständigen weiter entwickelt werden und zu einer Neuordnung 
des Haushaltswesens führen. Antizyklische Effekte werden freilich nur 
beim Haushaltsvollzug in Erscheinung treten; bedeutsamer werden je-
doch finanz-, steuer-, arbeits-und wirtschaftspolitische Maßnahmen so-
wie die Politik der Notenbank sein. Ein Nationalbudget, das durch einen 
Funktionenplan ergänzt werden könnte, würde den Institutionenhaus-
halt der Ressorts im Sinne einer politischen Rangordnung der Ausgaben 
(und der erforderlichen Aufgaben) wirksam vervollständigen. Die Be-
rücksichtigung der in- und ausländischen Erfahrungen über die wirt-
schaftlichen, rechtlichen, sozialen und administrativen Budgetfunktionen 
könnte einer Haushaltsreform den Weg weisen. 

Die Hochschule Speyer hat durch diese Erörterungen zur Budgetreform 
auf ein staatspolitisch und verwaltungswissenschaftlich gleich wichtiges 
Problem hingewiesen, das eine Forschungsaufgabe ersten Ranges dar-
stellt. 

Speyer, den 1. Oktober 1961 

Profe!lsor Dr. Dr. Erich Becker 
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Eröffnungsansprache 

Von Paul Skonieczny 

Wissenschaft und Praxis bewegt seit vielen Jahren der Gedanke, das 
geltende Haushaltsrecht in Bund und Ländern zu reformieren. Im Gegen-
satz hierzu steht, so könnte man glauben, die Meinung des Gesetzgebers, 
der an der Frage einer Novellierung der Reichshaushaltsordnung bisher 
scheinbar achtlos vorübergegangen ist. So kommt es, daß die Entwick-
lungsstufen des jährlichen Haushaltsgeschehens: Vorbereitung, Aufstel-
lung, Beratung und Beschlußfassung durch den Gesetzgeber, Durchfüh-
rung und Kontrolle noch heute im wesentlichen nach Gegebenheiten und 
Anforderungen einer längst vergangenen Zeit ablaufen. Zwar haben die 
jährlichen Haushaltsgesetze bis zu einem gewissen Grade das materielle 
Haushaltsrecht an die dringendsten Bedürfnisse der Gegenwart anzu-
passen versucht. Jedoch jedem Kundigen ist klar, daß auf diesem Wege 
eine echte Haushaltsreform nicht herbeigeführt werden kann. Eingriffe 
in die Reichshaushaltsordnung durch jährliche Haushaltsgesetze können 
nur Flickwerk sein. Darüber hinaus begünstigen sie die Zersplitterung 
des Haushaltsrechts und gefährden die Rechtseinheit, an deren Auf-
rechterhaltung angesichts der engen Verzahnung der Haushalte von 
Bund, Ländern und Gemeinden - man denke nur an die verschiedenen 
Formen des Finanzausgleichs- ein dringendes Bedürfnis besteht. 

Die Reichshaushaltsordnung vom 31. Dezember 1922 beruht noch weit-
gehend auf den Vorstellungen der Zeit vor dem 1. Weltkrieg. Die Auf-
gaben und Ausgaben der öffentlichen Hand sind seitdem in ungewöhn-
lichem Maße gewachsen. Die öffentliche Finanzpolitik beeinflußt infolge-
dessen in einem früher nicht für möglich gehaltenen Ausmaß die all-
gemeine Volkswirtschaft. Öffentliche und private Haushalte sind in eine 
stärkere gegenseitige Abhängigkeit geraten. 

Unser geltendes Haushaltsrecht ist bis heute von diesem entscheiden-
den Strukturwandel kaum berührt worden. Daraus ergeben sich Män-
gel und Unzulänglichkeiten. Und es verwundert niemanden, daß unter 
diesen Umständen auch die äußere Technik der Haushaltserstellung 
nicht mehr recht befriedigt. 
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1. Nachteile, die sich aus der Oberlastung der Parlamente 
durch das Haushaltsgeschehen ergeben 

Die ständig zunehmenden staatlichen Aufgaben haben die Haushalts-
pläne nicht nur im Gesamtvolumen anschwellen, sondern auch in den 
Einzelpositionen immer vielseitiger und unübersichtlicher werden las-
sen. Die Beanspruchung der an der Aufstellung der Haushalte Beteilig-
ten: Parlamente, Kabinette, Finanzminister, Ressorts und Rechnungshöfe 
ist damit erheblich angewachsen. 

Die Verantwortung der Parlamente für das gesamte Haushaltswerk 
mit all seinen Einzelheiten muß notwendigerweise zu Überbeanspru-
chungen führen. Dabei kann es nicht ausbleiben, daß die Überbetonung 
von Einzelfällen zuweilen den Blick für das Wesentliche und Entschei-
dende, den Gesamtzusammenhang, trübt. Hinzu kommt, daß die Über-
forderung mit Details nicht selten die rechtzeitige Verabschiedung des 
Haushalts in Frage stellt. Trotz frühzeitiger Vorbereitung ist z. B. der 
Bundeshaushalt der letzten Jahre immer erst mit mehrmonatiger Ver-
spätung verabschiedet worden. Der mögliche Einwand, daß es an den 
Parlamenten selbst liegt, inwieweit sie sich mit zeitraubenden und 
unwesentlichen Einzelfragen befassen, berücksichtigt nicht die tatsäch-
lichen Gegebenheiten des politischen Lebens. 

Eine Beschränkung der politischen Führungsorgane auf die ihrer Be-
deutung entsprechenden zentralen Aufgaben von politisch und finan-
ziell ausschlaggebendem Gewicht wird wohl nur durch eine N eugliede-
rung der Haushalte erreicht werden können. Das wäre in der Weise 
möglich, daß das gesamte Haushaltswerk in mehrere Planungsstufen auf-
gegliedert wird, etwa in einen nach funktionellen Maßstäben aufzustellen-
den Gesamtveranschlagungsplan, der von den Parlamenten zu prüfen 
und zu beschließen wäre, und in nachgeordnete Finanz- oder Wirt-
schaftspläne - oder wie man sie sonst bezeichnen mag -, die die Fülle 
der Einzelpositionen enthalten und der alleinigen Verantwortung der 
Exekutive überlassen werden. 

2. Unbeweglichkeit der Haushaltspläne 

Wie bereits eingangs kurz hervorgehoben, übt die öffentliche Finanz-
und Haushaltspolitik zufolge ihrer außerordentlichen Beanspruchung des 
Sozialprodukts einen entscheidenden Einfluß auf die Volkswirtschaft 
aus. Es wird daher mit Recht gefordert, daß sie in besonderem Maße 
auf die Bedürfnisse des privaten Wirtschaftslebens Rücksicht nimmt. In 
Zeiten hohen Beschäftigungsstandes soll sie in der Ausgabenbemes-
sung zurückhaltend sein, bei drohender Stagnation und Gefährdung aus-
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reichender Beschäftigung soll sie möglichst in vermehrtem Umfang Auf-
träge an die Wirtschaft vergeben. Sie soll auf lokal und jahreszeitlich 
bedingte Sonderverhältnisse Rücksicht nehmen, sie soll z. B. ihre Bau-
aufträge in die Wintermonate verlegen, konjunkturell benachteiligte 
Gebiete oder Branchen besonders fördem u. a. m. 

Um diesen und ähnlichen Anforderungen in wünschenswertem Maße 
und in der erforderlichen Schnelligkeit Rechnung tragen zu können, 
wäre eine Auflockerung des geltenden Haushaltsrechts erwünscht. Die 
heute bestehende starre Bindung an die Haushaltspläne ist einem anti-
zyklischen Verhalten der öffentlichen Hand hinderlich. Die Aufstellung 
der Haushaltspläne beginnt bereits 9-10 Monate vor Anfang des Rech-
nungsjahres. Die konjunkturelle Entwicklung muß folglich für einen 
Zeitabschnitt von etwa 20 Monaten im voraus beurteilt werden. Es ist 
ein schwieriges und risikobeladenes Unterfangen, die Haushaltseinnah-
men für einen so langen zukünftigen Zeitraum auch nur einigermaßen 
zutreffend vorauszuschätzen. Ebenso schwierig ist aber die richtige Ak-
zentsetzung für ein konjunkturgerechtes Verhalten der öffentlichen 
Hand in der Ausgabepolitik. Die starre Bindung an die Haushaltspläne 
läßt auch nur wenig Spielraum für ihren konjunkturgerechten Vollzug. 
Das gegenwärtige Haushaltsrecht kann dazu führen, daß konjunktur-
politische Finanzmaßnahmen, die im Augenblick ihrer Beschlußfassung 
richtig waren, im Stadium des Vollzugs bereits überholt sind, weil die 
ihnen zugrunde liegenden Gegebenheiten nicht mehr vorhanden sind. 

Halten die Regierungen Abweichungen vom Haushaltsplan für erfor-
derlich, haben sie einen Nachtragshaushalt zu fertigen und im Parlament 
einzubringen. Da seine Aufstellung sich nach den Grundsätzen des 
"Haupthaushaltsplanes" richtet, haften ihm auch die gleichen bereits auf-
gezeigten Mängel an. Ohne formelle Änderung des Haushaltsplanes 
können Haushaltsüberschreitungen nach dem geltenden Haushaltsrecht 
nur ausnahmsweise bei Vorliegen eines unabweisbaren und unvorher-
sehbaren Bedürfnisses vorgenommen werden. Diese Möglichkeit, die 
sich aus § 33 der Reichshaushaltsordnung ergibt, ist vom Standpunkt der 
Praxis gesehen zu eng. Das führt dazu, daß die Verwaltung unter Be-
rufung auf die genannte Bestimmung zuweilen zu Maßnahmen gezwun-
gen ist, bei denen man Zweifel haben kann, ob sie die vom Gesetzgeber 
geforderten strengen Voraussetzungen tatsächlich erfüllen. 

3. Erschwerung des Jahresabschlusses 

Schließlich erscheinen auch die Vorschriften der Reichshaushaltsord-
nung über den Abschluß des Haushaltsjahres in wesentlichen Punkten 
nicht mehr zeitgemäß. Es gilt dies z. B. für die Bestimmung des § 75, 
nach der der Fehlbetrag eines Rechnungsjahres in den Haushaltsplan 


